
 

 

Bekanntgabe nach § 5 Abs.2 UVPG über die Feststellung der UVP-Pflicht 

für ein Vorhaben der Stadtwerke Düsseldorf AG in Düsseldorf 

Antrag der Stadtwerke Düsseldorf AG auf Genehmigung nach § 16 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) zur wesentlichen Änderung 

des Kraftwerks Lausward 

Bezirksregierung Düsseldorf Düsseldorf, den 04.06.2025 

53.02-0167182-0001-0054/24 

Die Stadtwerke Düsseldorf AG hat mit Datum vom 01.10.2024 einen Antrag nach § 16 

Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG) auf Genehmigung zur wesentlichen 

Änderung des Heizkraftwerks Lausward (Anhang 1 Nr. 1.1 4. BImSchV) durch 

Errichtung und Betrieb der Heißwassererzeuger Kessel L22 und L23 auf dem 

Betriebsgelände Auf der Lausward 75 in 40221 Düsseldorf gestellt.  

Das am vorgenannten Standort betriebene Heizkraftwerk dient der Erzeugung von 

Fernwärme und Strom zur Einspeisung in die öffentlichen Versorgungsnetze. Zur 

Erweiterung der bestehenden Fernwärmebesicherung sind zwei neue Heißwasser-

erzeuger Kessel L22 und L23 geplant. 

Der Antragsgegenstand umfasst im Wesentlichen die folgenden Maßnahmen: 

• Errichtung und Betrieb von zwei Fernwärmekesseln mit je ca. 21 MW 

Feuerungswärmeleistung für den bivalenten Betrieb mit Erdgas (H) und 

Heizöl EL als Brennstoffe, 

• Errichtung und Betrieb eines neuen zweizügigen Schornsteins mit einer 

Höhe von 50 m über Erdgleiche zur Ableitung der Rauchgase der neuen 

Kessel, 

• Anschluss der geplanten Kessel an die bestehenden Heizöl- und Erdgasver-

sorgungsnetze, 

• Anschluss der Kessel L22 und L23 an das bestehende Fernwärmenetz. 

Bei der beantragten wesentlichen Änderung des Kraftwerks der Stadtwerke Düsseldorf 

AG handelt es sich um ein Vorhaben nach Anlage 1, Nr. 1.1.1 Spalte 1 Buchstabe X 

des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
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Gemäß § 9 Abs. 2 in Verbindung mit § 7 Abs. 1 UVPG ist für das Änderungsvorhaben 

eine allgemeine Vorprüfung durchzuführen. 

Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der 

in Anlage 3 des UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, 

wenn die Vorprüfung ergibt, dass das Änderungsvorhaben erhebliche nachteilige 

Umweltauswirkungen haben kann, die nach § 25 Absatz 2 bei der Zulassungs-

entscheidung zu berücksichtigen wären. 

Das Vorhaben soll auf dem bestehenden Betriebsgelände des Kraftwerks Lausward 

innerhalb eines durch Bebauungsplan als Hafengebiet ausgewiesenen 

Sondergebietes realisiert werden. Der Standort der Anlage und die bestehenden 

Nutzungen werden nicht geändert. Die beantragten Heißwassererzeuger werden in 

einem bestehenden Gebäude errichtet und betrieben. Zur Ableitung der anfallenden 

Rauchgase wird ein zweizügiger Schornstein ebenfalls innerhalb des Gebäudes 

errichtet und durch eine vorhandene Dachöffnung ins Freie geführt. Die Bauhöhe zur 

Sicherstellung des ungestörten Abtransports und einer ausreichenden Verdünnung 

entspricht den Anforderungen der Nr. 5.5 TA Luft. Zum Nachweis, dass erhebliche, 

nachteilige Umwelteinwirkungen durch Luftschadstoffe und Schallemissionen nicht zu 

besorgen sind, wurden von der Antragstellerin entsprechende Immissionsprognosen 

vorgelegt. Sowohl im Hinblick auf die Luft- als auch auf die Geräuschemissionen 

ergeben sich keine relevanten Auswirkungen. Es werden keine anderen als die bereits 

vorhandenen und genehmigten wassergefährdenden Stoffe gehandhabt und keine 

neuen Abfallströme erzeugt. 

Am Standort liegen keine besonderen Qualitätskriterien vor. Aufgrund der bereits 

vorhandenen Bebauung und der bestehenden gewerblich-industriellen Nutzung des 

Standorts sind Reichtum und Qualität der Schutzgüter „Tiere, Pflanzen und biologische 

Vielfalt“ sowie „Landschaft“ in überwiegenden Teilen als gering einzuschätzen.  

Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit von Wasser, Boden, Natur (Tiere und 

Pflanzen) und Landschaft (Landschaftsbild, Landschaftsraum) werden durch das 

Vorhaben nicht nachteilig beeinflusst. Im Untersuchungsraum vorhandene besonders 

empfindliche schutzbedürftige oder nach Landesrecht geschützte Gebiete oder 

Denkmäler werden durch das Vorhaben nicht belastet.  

Gemäß § 5 Abs. 1 UVPG stelle ich daher als Ergebnis der durchgeführten Vorprüfung 

fest, dass für das beantragte Vorhaben eine Verpflichtung zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung nicht besteht. 

Die Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
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Im Auftrag 

gezeichnet 

Bettina Freese-Bischoff 

 

 


